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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/n84 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 68070 - E - Ea 2/70 Bonn, den 28. September 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vorn 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über eine erneute Ver- 
längerung der in Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
17/64/EWG über die Bedingungen für die Beteiligung des 
EAGFL vorgesehenen Frist für das Jahr 1969 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Beteiligung des 
EAGFL, Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1971. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 10. Septem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudeerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über eine erneute Verlängerung der in Artikel 20 Absatz 1 der 
Verordnung Nr, 17/64/EWG über die Bedingungen für die 
Beteiligung des EAGFL vorgesehenen Frist für das Jahr 1969 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2542/69 
des Rates vom 16. Dezember 1969 über eine Ver- 
längerung der in Artikel 20 Absatz 1 der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG über die Bedingungen für die 
Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft vorgesehenen 
Frist für das Jahr 1969^), 

insbesondere auf Artikel 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 17/64 EWG des Rates vom 5. Februar 
1964 über die Bedingungen für die Beteiligung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft^), zuletzt geändert durch Verord- 
nung (EWG) Nr. 728/70 3) und Nr. 729/70 4), müssen 
die Anträge auf Gewährung von Zuschüssen aus 
dem Fonds, Abteilung Ausrichtung, der Kommission 
alljährlich bis zum 1. Oktober vorgelegt werden, da 
die Kommission bis zum 31. Dezember des folgen- 
den Jahres eine Entscheidung in der Sache selbst 
treffen muß. Artikel 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2010/68 des Rates vom 9. Dezember 1968 über 
die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung, für das Jahr 1969^) sieht vor, die Frist 
für die Einreichung der Anträge für 1969 hinsichtlich 
der Hälfte der Vorhaben bis zum 28. Februar und 
hinsichtlich der übrigen Vorhaben bis zum 20. März 
1969 zu verlängern. 

In der Verordnung (EWG) Nr. 2542/69 wird der 
Zeitpunkt, zu dem die Kommission eine Entschei- 
dung in der Sache selbst treffen muß, vom 31. De- 
zember 1969 auf den 31. Juli 1970 verschoben, es sei 


denn, daß eine Verlängerung von höchstens drei 
Monaten beschlossen wird. 

Da die Kommission nicht in der Lage war, die 
Prüfung der oben erwähnten Anträge bis zum 
31. Juli abzuschließen, ist es zweckmäßig, die für die 
Entscheidung der Kommission festgesetzte Frist bis 
zum 31. Oktober 1970 zu verschieben - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Zeitpunkt, zu dem die Kommission nach Ar- 
tikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG über die Anträge auf Gewährung 
von Zuschüssen aus dem Fonds, Abteilung Ausrich- 
tung, für das Jahr 1969, die ihr innerhalb der in 
Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2010/68 vor- 
gesehenen Fristen vorgelegt wurden, eine Entschei- 
dung in der Sache selbst treffen muß, der bereits in 
der Verordnung (EWG) Nr. 2542/69 bis zum 31. Juli 
1970 verschoben wurde, wird auf den 31. Oktober 
1970 verschoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 320 
vom 21. Dezember 1969, S. 2 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 9 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 299 
vom 13. Dezember 1968, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Die für 1968 eingereichten Anträge auf Gewäh- 
rung von Zuschüssen waren Gegenstand von 
Entscheidungen der Kommission im Dezember 
1968 und im Februar und Juli 1969. Die Ab- 
teilung Ausrichtung konnte sich erst ab Juli 1969 
ausschließlich mit den Anträgen auf Gewährung 
von Zuschüssen für 1969 befassen, von denen die 
Hälfte vor dem 28. Februar 1969 und die übrigen 
Anträge vor dem 20. März eingereicht worden 
waren. 

2. Für das Jahr 1969 wurden gemäß Artikel 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2010/68 des Rates vom 
9. Dezember 1968 mehr als 870 Anträge auf 
Gewährung von Zuschüssen eingereicht, für die 
Mittel in Höhe von 160 Millionen RE bereit- 
standen. Die Kommission hat bereits für die erste 
und zweite Jahresrate 1969 im Oktober 1969 und 
März 1970 für 34 Vorhaben über 8 Millionen RE 
bzw, für 180 Vorhaben über 45 Millionen RE 
Entscheidungen getroffen. 

3. Es muß betont werden, daß die Zahl der Aus- 
zahlungen um so größer wird, je mehr Entschei- 
dungen die Kommission trifft. Bis März 1970 
hatte die Kommission für 1212 Vorhaben Zu- 
schüsse in Höhe von 242,6 Millionen RE gewährt. 
Jeder Antrag kann jedoch ein bis vier Aus- 
zahlungen umfassen. 


Die Abteilung Ausrichtung ist ferner damit be- 
auftragt, eine Reihe von Verordnungen durchzu- 
führen, insbesondere hinsichtlich der Gewährung 
von Prämien für die Abschlachtung von Kühen 
sowie die Nichtvermarktung von Milch und 
Milcherzeugnissen, der Gewährung von Prämien 
für die Rodung von Obstbäumen, der Produk- 
tionssteigerung und der Vermarktung von Zitrus- 
früchten der Gemeinschaft, der Unterstützung 
von Obst- und Gemüseerzeugerorganisationen, 
der Erhebung über den Schweinebestand usw., 
die zu den finanziellen Maßnahmen für die ein- 
zelnen Vorhaben hinzukommt. 


4. Obgleich Prüfung und Verfahren der Entschei- 
dungen verbessert und vereinfacht wurden, kann 
angesichts der bisherigen Verzögerung, der Er- 
höhung der zur Verfügung stehenden Mittel und 
des erweiterten Tätigkeitsbereichs der Abteilung 
Ausrichtung die in Artikel 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2542/69 vorgesehene Frist für die Ent- 
scheidung der Kommission in der Sache selbst 
nicht eingehalten werden. Es muß die Möglich- 
keit vorgesehen werden, die festgesetzte Frist 
von drei Monaten zu verschieben; daher ist der 
Zeitpunkt des 31. Juli 1970 durch den 31. Oktober 
1970 zu ersetzen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Beteiligung des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, für das 

Jahr 1971 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 1 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 
5. Februar 1964 über die Bedingungen für die Be- 
teiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnungen (EWG) Nr. 728/70 -) 
und 729/70*^), müssen die Anträge auf Gewährung 
von Zuschüssen aus dem Fonds, Abteilung Ausrich- 
tung, der Kommission alljährlich bis zum 1. Oktober 
vorgelegt werden; um die Vorarbeiten der Mit- 
gliedstaaten für die Einreichung der Anträge zu 
erleichtern und um im Interesse der Antragsteller 
die Zeitspanne zwischen Antragstellung und Ent- 
scheidung der Kommission zu verkürzen, erscheint 
es notwendig, die Frist für die Einreichung der An- 
träge für das Jahr 1971 bis zum 15. Dezember 1970, 
spätestens jedoch bis zum 31. März 1971 zu ver- 
längern. 

Die der Abteilung Ausrichtung im Jahre 1971 zur 
Verfügung stehenden Mittel sollen zum Teil einbe- 
halten werden, um die Finanzierung von besonderen 
Maßnahmen zu ermöglichen, die sich auf Grund der 
Beschlüsse auf dem Gebiet der Agrarstruktur nach 
der Prüfung der von der Kommission dem Rat vor- 
gelegten Vorschläge über die Reform der Landwirt- 
schaft in der Gemeinschaft als notwendig erweisen. 

Es ist angezeigt, den höchstmöglichen Beitrag des 
Fonds für Vorhaben der Produktionsstruktur auf 
45 V. H. auszudehnen. 

Angesichts der gegenwärtigen Schwierigkeiten 
auf den Märkten für einige landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse soll nur für bestimmte Vorhaben ein Zu- 
schuß gewährt werden, der höher als 25 v. H. der 
Investitionen ist. Außerdem erscheint es zweck- 
mäßig, eine unterschiedliche finanzielle Beteiligung 
der Begünstigten von Produktions- und Vermark- 
tungsstrukturvorhaben vorzusehen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 1 der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG festgesetzte Frist für 


die Einreichung der Anträge auf Gewährung von 
Zuschüssen aus dem Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung, wird bei den Anträgen für das Jahr 
1971 wie folgt verlängert: jeder Mitgliedstaat hat 
die Hälfte der für 1971 vorgesehenen Vorhaben bis 
zum 15. Dezember 1970, die übrigen Vorhaben 
spätestens bis zum 31. März 1971 einzureichen. 

Artikel 2 

Die dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, 
zur Verfügung stehenden Mittel in Höhe von 427,5 
Millionen Rechnungseinheiten werden wie folgt auf- 
geteilt: 

1. Ein Teilbetrag ist zur Finanzierung der in den 
folgenden Bestimmungen vorgesehenen Ausgaben 
bestimmt: 

a) Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung Nr. 159/66/ 
EWG des Rates vom 25. Oktober 1966 mit zusätz- 
lichen Vorschriften für die gemeinsame Markt- 
organisation für Obst und Gemüse ^) ; 

b) Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung Nr. 159/66/ 
EWG; 

c) Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 

Nr. 1975/69 des Rates vom 6. Oktober 1969 zur 
Einführung einer Prämienregelung für die 
Schlachtung von Kühen und die Nichtvermark- 
tung von Milch und Milcherzeugnissen 

d) Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 

Nr. 2517/69 des Rates vom 9. Dezember 1969 zur 

Festlegung einiger Maßnahmen zur Sanierung 
der Obsterzeugung in der Gemeinschaft®); 

e) Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 

Nr. 2511/69 des Rates vom 9. Dezember 1969 
über Sondermaßnahmen zur Verbesserung der 
Erzeugung und Vermarktung von Zitrusfrüchten 
in der Gemeinschaft^). 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 9 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 252 
vom 8. Oktober 1969, S. 1 

<>) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 15 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 1 
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2. Ein Teilbetrag in Höhe von 160 Millionen Rech- 
nungseinheiten ist zur Finanzierung von Vorhaben 
im Sinne von Artikel 13 der Verordnung Nr, 17/64/ 
EWG bestimmt. 

3. Der Restbetrag ist zur Finanzierung der beson- 
deren Maßnahmen bestimmt, die sich im Rahmen der 
Beschlüsse, die auf Grund der von der Kommission 
dem Rat vorgelegten Vorschläge über die Reform in 
der Landwirtschaft in der Gemeinschaft als notwen- 
dig erweisen. 

Artikel 3 

Abweichend von Artikel 18 Absatz 1 erster Ge- 
dankenstrich der Verordnung Nr. 17/64/EWG kann 
der Zuschuß des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung, für bestimmte für das Jahr 1971 einge- 
reichte Vorhaben, die den Bedingungen von Ar- 
tikel 1 1 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der genann- 
ten Verordnung entsprechen, bis zu 45 v. H. der 
Investitionen betragen, unbeschadet der durch 
Artikel 4 dieser Verordnung geänderten Bestim- 
mungen des Artikels 18 Absatz 1 zweiter Gedanken- 
strich der genannten Verordnung. 


Artikel 4 

Artikel 18 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich erster 
Satz der Verordnung Nr. 17/64/EWG wird durch 
folgende Bestimmung ersetzt: 

„für die Vorhaben, die für das Jahr 1971 und die 
darauf folgenden Jahre eingereicht werden, muß 
die finanzielle Beteiligung desjenigen, dem die Ver- 
besserung zugute kommt, mindestens 

— 20 Vo bei Vorhaben, die die Verbesserung der 
Produktionsstruktur betreffen, 

— 40 Vo bei Vorhaben, die die Verbesserung der 
Vermarktungsstruktur betreffen, 

betragen“. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft, 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Da die Kommission die letzten Entscheidungen 
aut Gewährung eines Zuschusses für das Jahr 
1968 im Juli 1969 getroffen hat, konnte sie sich 
erst danach mit den Anträgen für das Jahr 1969 
befassen. Auf Grund der Erhöhung der verfüg- 
baren Mittel, die das Problem des Personal- 
mangels in der Abteilung Ausrichtung noch ver- 
schärft hat, kann die Kommission die letzten Ent- 
scheidungen für das Jahr 1969 erst Ende Oktober 

1970 treffen und die Anträge für das Jahr 1970 
erst von diesem Zeitpunkt an prüfen. 

Um im Interesse der Antragsteller den Zeitraum 
zwischen der Einreichung der Anträge und der 
Entscheidung der Kommission zu verkürzen, ist 
es unter diesen Umständen zweckmäßig, den 
Termin für die Einreichung der Anträge auf Ge- 4. 
Währung eines Zuschusses für das Jahr 1971 auf 
den 15. Dezember 1970, spätestens aber auf den 
31. März 1971, zu verschieben. 

2. Ebenso wie in den Jahren 1969 und 1970 beläuft 
sich der Haushaltsbetrag der Abteilung Ausrich- 5. 
tung für das Jahr 1971 auf 285 Millionen RE. 
Dazu kommt jedoch noch auf Grund von Artikel 5 
der Verordnung (EWG) Nr. 728/70 zur Fest- 
legung ergänzender Vorschriften für die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik ein Be- 
trag von 142,5 Millionen RE für das „zweite 
Halbjahr 1969". Damit belaufen sich für das Jahr 

1971 die verfügbaren Mittel für die Abteilung 
Ausrichtung insgesamt auf 427,5 Millionen RE. 


3. Die verfügbaren Mittel werden in drei Teile auf- 
geteilt: 

— ein Teil für die Finanzierung der bereits vom 
Ministerrat auf Grund verschiedener Verord- 
nungen genehmigten Maßnahmen; 

— ein zweiter Teil in Höhe von 160 Millionen 
RE für die Finanzierung von Vorhaben nach 
Maßgabe von Artikel 13 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG; 

— ein dritter Teil für die Finanzierung der Maß- 
nahmen, die im Rahmen der Vorschläge der 
Kommission an den Rat über die Reform der 
Landwirtschaft getroffen werden. 

Die für die Jahre 1969 und 1970 bestehende Mög- 
lichkeit, Zuschüsse in Höhe von 45 ^/o der Inve- 
stitionskosten für bestimmte Vorhaben zur Ver- 
besserung der Produktionsstruktur zu gewäh- 
ren, wird beibehalten. 

Um den Unterschied zwischen den wirtschaft- 
lichen Durchführungsbedingungen der Vorhaben 
zur Verbesserung der Produktionsstruktur und 
der Vorhaben zur Verbesserung der Vermark- 
tungsstruktur zu berücksichtigen, wird bei der 
finanziellen Mindestbeteiligung des Begünstigten 
ein Unterschied gemacht: die finanzielle Mindest- 
beteiligung wird bei der Produktionsstruktur auf 
20 ^’/o des Investitionsbetrags gesenkt und bei der 
Vermarktungsstruktur auf 40 ®/o erhöht. 
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